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Wir laden unsere Aktionäre zu der am Dienstag, den 5. Juli 2011, 10:00 Uhr, in der Deutschen
Nationalbibliothek, Vortragssaal, Adickesallee 1, 60322 Frankfurt am Main, stattfindenden
ordentlichen Hauptversammlung ein.

Tagesordnung

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der DIC Asset AG und des gebilligten Kon-
zernabschlusses zum 31. Dezember 2010, des zusammengefassten Lage- und Konzern-
lageberichts, des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2010 sowie des erläu-
ternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4 und Abs. 5, 315 Abs.
4 HGB

Die zu Punkt 1 der Tagesordnung vorgelegten Unterlagen können von der Einberufung der
Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.dic-
asset.de/hauptversammlung/ eingesehen werden. Gleiches gilt für den Vorschlag des Vor-
stands für die Verwendung des Bilanzgewinns. Die Unterlagen werden auch in der Haupt-
versammlung am 5. Juli 2011 zugänglich sein und mündlich erläutert werden. Es ist keine
Beschlussfassung der Hauptversammlung zu Punkt 1 der Tagesordnung vorgesehen. Der
Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernab-
schluss nach §§ 171, 172 AktG gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit nach § 172 AktG fest-
gestellt. Die Voraussetzungen, unter denen nach § 173 Abs. 1 AktG die Hauptversammlung
über die Feststellung des Jahresabschlusses und die Billigung des Konzernabschlusses zu
beschließen hat, liegen nicht vor. Über die Verwendung des Bilanzgewinns wird zu Punkt 2
der Tagesordnung Beschluss gefasst.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den zum 31. Dezember 2010 ausgewiesenen
Bilanzgewinn der DIC Asset AG in Höhe von EUR 27.293.071,90 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,35 je Stückaktie
auf das dividendenberechtigte Grundkapital
von EUR 45.718.747,00, eingeteilt in 45.718.747 Stückaktien EUR 16.001.561,45

Vortrag auf neue Rechnung EUR 11.291.510,45

Bilanzgewinn EUR 27.293.071,90

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäfts-
jahr 2010

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäfts-
jahr 2010 Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2010

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2010 Entlastung zu erteilen.

5. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2011
und des Prüfers für die prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses, vor zu
beschließen:
a) Die Rödl & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesell-

schaft, Nürnberg, wird zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das
Geschäftsjahr 2011 gewählt.

b) Die Rödl & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesell-
schaft, Nürnberg, wird zum Prüfer für eine prüferische Durchsicht des verkürzten
Abschlusses und des Zwischenlageberichts des Halbjahresfinanzberichts zum 30. Juni
2011 gewählt.

6. Nachwahl zum Aufsichtsrat

Herr Hellmar Hedder hat sein Aufsichtsratsmandat mit Wirkung zum Ablauf der Hauptver-
sammlung am 5. Juli 2011 niedergelegt. Es soll daher eine Nachwahl zum Aufsichtsrat erfol-
gen. Die Wahl eines Nachfolgers eines vor Ablauf der regulären Amtszeit ausgeschiedenen
Mitglieds erfolgt gemäß § 8 Abs. 2 der Satzung für den Rest der Amtszeit des ausgeschie-
denen Mitglieds, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit nicht abweichend bestimmt.
Herr Hedder ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Mai 2008 für eine Amts-
zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäfts-
jahr 2012 beschließt, zum Mitglied des Aufsichtsrats gewählt worden. Die Wahl seines
Nachfolgers soll für eine Amtszeit bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über die Ent-
lastung für das Geschäftsjahr 2015 beschließt, erfolgen.

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß §§ 95 Abs. 1 Satz 2, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1
AktG und § 8 Abs. 1 der Satzung aus sechs von der Hauptversammlung zu wählenden Mit-
gliedern zusammen.
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Die Hauptversammlung ist bei der Wahl der Anteilseignervertreter nicht an Wahlvorschlä-
ge gebunden.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, für eine Amtszeit beginnend mit dem Ablauf der Hauptver-
sammlung am 5. Juli 2011 und endend mit dem Ablauf der Hauptversammlung, die über
die Entlastung für das Geschäftsjahr 2015 beschließt, als Anteilseignervertreter in den Auf-
sichtsrat zu wählen:

Herrn Dr. Michael Peter Solf, Baierbrunn, Hauptabteilungsleiter Kapitalanlagen der SV Spar-
kassenVersicherung Holding AG, Stuttgart.

Herr Dr. Solf ist nicht Mitglied eines anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrats oder ver-
gleichbarer in- und ausländischer Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen.

7. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb
eigener Aktien und die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien sowie zum Ausschluss des Andienungsrechts beim Erwerb und
des Bezugsrechts bei der Verwendung

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit der Erwerb nicht ausdrücklich
gesetzlich zugelassen ist, einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung.
Die von der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 5. Juli 2010 zu Punkt 7
der damaligen Tagesordnung beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien
läuft am 4. Januar 2012 aus. Um auch in Zukunft Aktien zurückkaufen zu können, soll der
Hauptversammlung vorgeschlagen werden, die bestehende Ermächtigung zum Erwerb
eigener Aktien aufzuheben, soweit sie noch nicht ausgenutzt worden ist, und der Gesell-
schaft eine neue, auf fünf Jahre befristete Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien zu
erteilen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a) Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien
Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 4.
Juli 2016 eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung
oder - falls dieser Wert geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächti-
gung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die von der Haupt-
versammlung der Gesellschaft am 5. Juli 2010 zu Punkt 7 der damaligen Tagesordnung
beschlossene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird, soweit sie noch nicht
ausgenutzt worden ist, zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des neuen Ermächti-
gungsbeschlusses aufgehoben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit
anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den
§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10% des Grundkapi-
tals entfallen. Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien
ausgenutzt werden.

Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfol-
gung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft oder von ihr abhängige oder
in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder durch auf deren
Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgeübt werden.

b) Arten des Erwerbs
Der Erwerb darf nach Wahl des Vorstands mit vorheriger Zustimmung des Aufsichts-
rats (1) über die Börse oder (2) aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten öffentli-
chen Kaufangebots bzw. aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen.

(1) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahl-
te Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch
die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr
als 10% über- oder unterschreiten.

(2) Erfolgt der Erwerb aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kauf-
angebots oder aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, dürfen
• im Falle eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots der gebo-

tene Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) bzw.
• im Falle einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abga-

be von Verkaufsangeboten die Grenzwerte der von der Gesellschaft festgelegten
Kaufpreisspanne (ohne Erwerbsnebenkosten)
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den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse
während der letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentlichen Ankündi-
gung des öffentlichen Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe
von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10% über- oder unterschreiten.

Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle Aktionäre gerichteten öffentli-
chen Kaufangebots bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung
zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Abweichungen des maßgeblichen
Kurses, so kann das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsan-
geboten angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnitt der Schlusskurse
der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten fünf Börsenhan-
delstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

Das Volumen des an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. der an
alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten kann begrenzt werden. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten das Volumen der ange-
dienten Aktien das vorgesehene Rückkaufvolumen überschreitet, kann der Erwerb im
Verhältnis der jeweils gezeichneten bzw. angebotenen Aktien erfolgen; das Recht der
Aktionäre, ihre Aktien im Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten anzudienen, ist insoweit
ausgeschlossen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück
angedienter Aktien je Aktionär sowie eine kaufmännische Rundung zur Vermeidung
rechnerischer Bruchteile von Aktien können vorgesehen werden. Ein etwaiges weiter-
gehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.

Das an alle Aktionäre gerichtete öffentliche Kaufangebot bzw. die an alle Aktionäre
gerichtete öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere
Bedingungen vorsehen.

c) Verwendung der eigenen Aktien
Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats die auf-
grund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien zu allen gesetzlich zugelasse-
nen Zwecken, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken zu verwenden:

(1) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durch-
führung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch
im vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des antei-
ligen rechnerischen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesell-
schaft eingezogen werden. Erfolgt die Einziehung im vereinfachten Verfahren, ist
der Vorstand zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

(2) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder aufgrund eines
Angebots an alle Aktionäre veräußert werden, wenn der bar zu zahlende Kaufpreis
den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits börsennotier-
ten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in dieser Weise veräu-
ßerten Aktien darf zusammen mit der Anzahl anderer Aktien, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG veräußert oder aus genehmigtem Kapital ausgegeben worden sind, und der
Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrechten
oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen entstehen können, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden
sind, 10% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder des Grundkapi-
tals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser
Ermächtigung.

(3) Die Aktien können gegen Sachleistung, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonsti-
gen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden Vermögensge-
genständen oder im Rahmen von Zusammenschlüssen von Unternehmen veräu-
ßert werden.

(4) Die Aktien können verwandt werden, um Bezugs- und Umtauschrechte zu erfüllen,
die aufgrund der Ausübung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder der
Erfüllung von Wandlungspflichten aus oder im Zusammenhang mit Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen entstehen, die von der Gesellschaft oder
ihren Konzerngesellschaften, an denen die DIC Asset AG zu 100% beteiligt ist, aus-
gegeben worden sind.

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder teilwei-
se, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen unter (2), (3) und
(4) können auch durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft
handelnde Dritte ausgenutzt werden.
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Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen
eigenen Aktien wird ausgeschlossen, soweit sie gemäß den vorstehenden Ermächti-
gungen unter (2), (3) und (4) verwendet werden.

Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i.V.m. § 186 Abs.
4 Satz 2 AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung über die Gründe für die Ermächtigung des
Vorstands, das Andienungsrecht der Aktionäre bei dem Erwerb und das Bezugsrecht
der Aktionäre bei der Verwendung eigener Aktien auszuschließen

Das Aktiengesetz bietet in seinem § 71 Abs. 1 Nr. 8 die Möglichkeit, aufgrund einer Ermäch-
tigung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des Grundkapitals zu
erwerben.

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat zuletzt am 5. Juli 2010 einen Ermächtigungs-
beschluss zum Erwerb eigener Aktien gefasst, der bis zum 4. Januar 2012 befristet ist. Da
die verbleibende Ermächtigung vor der nächsten ordentlichen Hauptversammlung ablau-
fen wird, soll der bestehende Ermächtigungsbeschluss, soweit er noch nicht ausgenutzt
worden ist, aufgehoben und durch einen neuen Ermächtigungsbeschluss ersetzt werden.
Die neue Ermächtigung soll für einen Zeitraum von fünf Jahren gelten.

Der Beschlussvorschlag zu Punkt 7 der Tagesordnung sieht vor, den Vorstand mit vorheri-
ger Zustimmung des Aufsichtsrats zum Erwerb eigener Aktien zu ermächtigen, die maxi-
mal 10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des
zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausmachen
dürfen. Dabei hat der Erwerb über die Börse, aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten
öffentlichen Kaufangebots oder aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu erfolgen. Der aktienrechtliche
Gleichbehandlungsgrundsatz ist jeweils zu beachten. Bei der an alle Aktionäre gerichteten
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten können die Adressaten
dieser Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien sie der Gesellschaft zu welchem Preis
(bei Festlegung einer Preisspanne) anbieten möchten.

Erfolgt der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots
bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, kann
das Volumen des Angebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten
begrenzt werden. Dabei kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären angebotene
Menge an Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien

übersteigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es mög-
lich sein, eine Repartierung nach dem Verhältnis der jeweils gezeichneten bzw. angebote-
nen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten vorzunehmen, weil sich
das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch besser
abwickeln lässt. Außerdem soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme geringer
Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit
dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und klei-
ne Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs
zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so vermie-
den werden. Schließlich soll eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Ver-
meidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit kön-
nen die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden Aktionären zu
erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer
Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Vorstand und Aufsichtsrat halten den hierin lie-
genden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für
sachlich gerechtfertigt.

Der jeweils gebotene Preis bzw. die Grenzwerte der von der Gesellschaft festgelegten
Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den Durchschnitt der
Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleich-
baren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten fünf Börsen-
handelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots bzw. der öffentli-
chen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10% über- oder
unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle Aktionäre gerichteten
öffentlichen Angebots bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung
zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses,
so kann das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten
angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der fünf Börsenhandels-
tage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. Das an alle Aktionäre
gerichtete Kaufangebot bzw. die an alle Aktionäre gerichtete Aufforderung zur Abgabe
von Verkaufsangeboten kann weitere Bedingungen vorsehen.

Die außerdem vorgeschlagene Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien dient der ver-
einfachten Mittelbeschaffung. Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die Hauptver-
sammlung den Vorstand auch zu einer anderen Form der Veräußerung als über die Börse
oder aufgrund eines Angebots an alle Aktionäre ermächtigen. Der Vorstand bedarf nach
dem Beschlussvorschlag auch zur Verwendung der eigenen Aktien der vorherigen Zustim-
mung des Aufsichtsrats.
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Voraussetzung ist dabei in der hier unter Tagesordnungspunkt 7 lit. c) Ziffer (2) vorge-
schlagenen Alternative, dass die eigenen Aktien entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu
einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestat-
teten, bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung nicht
wesentlich unterschreitet. Hiermit wird von der gesetzlich zulässigen und in der Praxis übli-
chen Möglichkeit eines erleichterten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Dem
Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen,
dass die Ak-tien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Bör-
senkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungsprei-
ses für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird – mit
Zustimmung des Aufsichtsrats – den Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen,
wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen
möglich ist. Der Abschlag auf den Börsenpreis wird keinesfalls mehr als 5% des Börsenprei-
ses betragen. Die Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien unter Bezugsrechtsaus-
schluss und in einer anderen Form als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktio-
näre liegt angesichts des starken Wettbewerbs an den Kapitalmärkten im Interesse der
Gesellschaft. Für die Gesellschaft eröffnet sich damit die Chance, nationalen und interna-
tionalen Investoren eigene Aktien schnell und flexibel anzubieten, den Aktionärskreis zu
erweitern und den Wert der Aktie zu stabilisieren. Mit der Veräußerung zu einem den Bör-
senpreis nicht wesentlich unterschreitenden Kaufpreis sowie mit der Begrenzung des
Anteils der unter Bezugsrechtsausschluss veräußerbaren eigenen Aktien auf insgesamt
maximal 10% des Grundkapitals (bei Wirksamwerden und bei Ausübung der Ermächti-
gung) werden die Vermögensinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. In die 10%-
Grenze werden auch andere Aktien eingerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung unter Bezugsrechtsausschluss in direkter oder entsprechender Anwendung von
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert oder ausgegeben worden sind (z.B. aus genehmigtem
Kapital) oder die durch Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrechten oder Erfül-
lung von Wandlungspflichten aus Schuldverschreibungen entstehen, die während der
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
ausgegeben worden sind. Da die eigenen Aktien nahe am Börsenpreis platziert werden,
kann grundsätzlich jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien
zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben.

Nach dem zu Tagesordnungspunkt 7 lit. c) Ziffer (3) vorgeschlagenen Beschluss hat die
Gesellschaft darüber hinaus die Möglichkeit, eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um
diese beim Erwerb von Sachleistungen, insbesondere Unternehmen, Unternehmensteilen,
Beteiligungen an Unternehmen, anderen Vermögensgegenständen in Zusammenhang
mit solchen Akquisitionsvorhaben oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen als Gegenleistung anbieten zu können, wenn diese Gegenleistung verlangt wird. Die
hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungs-
spielraum geben, um sich bietende Gelegenheiten zu solchen Erwerben bzw. Zusammen-
schlüssen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene
Bezugsrechtsausschluss Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungswertrelationen wer-
den Vorstand und Aufsichtsrat darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre angemes-
sen gewahrt werden. Sie werden sich insbesondere bei der Bemessung des Werts der als
Gegenleistung gewährten eigenen Aktien am Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft ori-
entieren. Um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch etwaige Schwankungen
des Börsenpreises in Frage zu stellen, ist eine systematische Anknüpfung an einen Börsen-
preis allerdings nicht vorgesehen.

Ferner sieht die Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 7 lit. c) Ziffer (4) vor, dass die auf-
grund der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss
des Bezugsrechts der Aktionäre genutzt werden können, um Wandlungs- und/oder Opti-
onsrechte bzw. Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesell-
schaften, an denen die DIC Asset AG zu 100% beteiligt ist, ausgegebenen Wandel- bzw.
Optionsschuldverschreibungen zu erfüllen. Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung
wird keine neue Ermächtigung zur Einräumung weiterer Wandlungs- und/oder Options-
rechte geschaffen. Sie dient lediglich dem Zweck, der Verwaltung die Möglichkeit einzu-
räumen, anstelle der Nutzung bedingten Kapitals ganz oder teilweise eigene Aktien zur
Erfüllung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten einzuset-
zen, die bereits aufgrund anderweitiger Ermächtigungen begründet wurden. Es entstehen
keine Belastungen für die Aktionäre, die über die mit einem Bezugsrechtsausschluss bei
der Ausgabe von Wandel und/oder Optionsschuldverschreibungen ggf. verbundenen Ver-
wässerungseffekte hinausgehen. Vielmehr wird lediglich die Flexibilität des Vorstands
erhöht, indem er Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen nicht zwingend aus
bedingtem Kapital bedienen muss, sondern auch eigene Aktien dazu verwenden kann,
wenn das in der konkreten Situation im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre
günstiger erscheint. Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten, die
für eine Bedienung durch eigene Aktien in Betracht kommen, können auf der Grundlage
der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 5. Juli 2010 zum damaligen Tagesord-
nungspunkt 9 zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen begrün-
det werden.
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Schließlich können die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen
Aktien nach dem zu Tagesordnungspunkt 7 lit. c) Ziffer (1) vorgeschlagenen Beschluss von
der Gesellschaft eingezogen werden, ohne dass hierfür eine erneute Beschlussfassung der
Hauptversammlung erforderlich wäre. Gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptver-
sammlung einer Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschlie-
ßen, ohne dass hierdurch eine Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforder-
lich wird. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit
Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch die Einziehung eigener
Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übri-
gen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermäch-
tigt werden, die erforderlich werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der sich durch
eine Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien vorzunehmen.

Bei der Entscheidung über den Erwerb und die Verwendung der eigenen Aktien wird sich
der Vorstand allein vom wohlverstandenen Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft
leiten lassen.

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über eine Ausnutzung der vorstehen-
den Ermächtigungen unterrichten.

8. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden und die Schaffung eines neuen
genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die
entsprechende Satzungsänderung

Die ordentliche Hauptversammlung am 5. Juli 2010 hat den Vorstand mit Beschluss zu
Punkt 8 der damaligen Tagesordnung ermächtigt, das Grundkapital bis zum 4. Juli 2015
mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf
den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage um bis zu insgesamt
EUR 19.590.000,00 zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Der Vorstand der Gesellschaft hat
von dieser Ermächtigung in Höhe von EUR 6.531.249,00 mit der Bezugsrechtskapitalerhö-
hung im März 2011 teilweise Gebrauch gemacht. Das verbleibende genehmigte Kapital
beläuft sich damit auf EUR 13.058.751,00. Es soll, soweit es noch nicht ausgenutzt worden
ist, aufgehoben und durch ein neues genehmigtes Kapital ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a) Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals
Die von der ordentlichen Hauptversammlung am 5. Juli 2010 zu Punkt 8 der damaligen
Tagesordnung beschlossene Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital bis zum
4. Juli 2015 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige Aus-
gabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage
um bis zu insgesamt EUR 19.590.000,00 zu erhöhen, die derzeit noch in Höhe von EUR
13.058.751,00 besteht, wird mit Wirkung auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens des
nachfolgend zu beschließenden neuen genehmigten Kapitals aufgehoben, soweit
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Aufhebung von der Ermächtigung noch kein
Gebrauch gemacht worden ist.

b) Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals
Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital bis zum 4. Juli 2016 mit Zustimmung
des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf den Inhaber
lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage um bis zu insgesamt EUR
22.859.000,00 zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Dabei muss sich die Zahl der Aktien
in demselben Verhältnis erhöhen wie das Grundkapital.

Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien kön-
nen auch von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten
oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugs-
recht).

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen,

– um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;
– wenn die neuen Aktien gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabe-

preis der neuen Aktien den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten
bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in
dieser Weise ausgegebenen Aktien darf zusammen mit der Anzahl anderer Aktien,
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in
direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben
oder veräußert worden sind, und der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von
Options- und/oder Wandlungsrechten oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus
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Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen entstehen können, die während
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ausgegeben worden sind, 10% des Grundkapitals nicht überschreiten,
und zwar weder des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen
oder von sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden
Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen erfolgt. Die Anzahl der in dieser Weise ausgegebenen Aktien darf 20% des
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder des Grundkapitals im Zeitpunkt
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

– soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw.
Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder Konzerngesellschaften, an
denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu 100% beteiligt ist, ausgege-
ben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options bzw. Wandlungsrechte bzw.
nach Erfüllung von Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde.

Der Vorstand wird ermächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, die weiteren Einzelheiten
der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den
Ausgabebetrag, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des genehmigten Kapitals oder
Ablauf der Frist für die Ausnutzung des genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung
entsprechend anzupassen.

c) Satzungsänderung
§ 5 der Satzung wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

„§ 5
Genehmigtes Kapital

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 4. Juli 2016 mit Zustimmung des
Aufsichtsrats durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf den Inhaber lau-
tender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage um bis zu insgesamt EUR
22.859.000,00 zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Dabei muss sich die Zahl der Aktien
in demselben Verhältnis erhöhen wie das Grundkapital.

Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien kön-
nen auch von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten
oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugs-
recht).

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen,

– um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;
– wenn die neuen Aktien gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabe-

preis der neuen Aktien den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten
bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in
dieser Weise ausgegebenen Aktien darf zusammen mit der Anzahl anderer Aktien,
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in
direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben
oder veräußert worden sind, und der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von
Options- und/oder Wandlungsrechten oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen entstehen können, die während
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ausgegeben worden sind, 10% des Grundkapitals nicht überschreiten,
und zwar weder des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen
oder von sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden
Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen erfolgt. Die Anzahl der in dieser Weise ausgegebenen Aktien darf 20% des
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder des Grundkapitals im Zeitpunkt
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

– soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw.
Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder Konzerngesellschaften, an
denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu 100% beteiligt ist, ausgege-
ben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options bzw. Wandlungsrechte bzw.
nach Erfüllung von Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde.
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Der Vorstand ist ermächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, die weiteren Einzelheiten der
Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den Ausga-
bebetrag, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des genehmigten Kapitals oder
Ablauf der Frist für die Ausnutzung des genehmigten Kapitals die Fassung der Satzung
entsprechend anzupassen.“

d) Anweisung
Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals
gemäß lit. a) nur zusammen mit der Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals
gemäß lit. b) sowie der entsprechenden Satzungsänderung gemäß lit. c) zur Eintragung
in das Handelsregister anzumelden. Die Anmeldung soll mit der Maßgabe erfolgen,
dass die Eintragung der Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals gemäß lit.
a) nur erfolgt, wenn sichergestellt ist, dass zeitgleich oder im unmittelbaren Anschluss
an die Eintragung der Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals die Schaf-
fung eines neuen genehmigten Kapitals gemäß lit. b) sowie die entsprechende Sat-
zungsänderung gemäß lit. c) in das Handelsregister eingetragen wird.

Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2
AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung über die Gründe für die Ermächtigung des
Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Ausnutzung des genehmigten
Kapitals auszuschließen

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 8
die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals von EUR 22.859.000,00 vor. Das neue
genehmigte Kapital soll an die Stelle des bisherigen genehmigten Kapitals gemäß § 5
der Satzung treten. Aus Gründen der Flexibilität soll das genehmigte Kapital dabei
sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen ausgenutzt werden können. Bei
Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital haben die Aktionäre der Gesellschaft
grundsätzlich ein Bezugsrecht. Die Aktien können auch von einem oder mehreren
durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand soll jedoch auch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,
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– um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;
– wenn die neuen Aktien gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabe-

preis der neuen Aktien den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten,
bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in
dieser Weise ausgegebenen Aktien darf zusammen mit der Anzahl anderer Aktien,
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in
direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben
oder veräußert worden sind, und der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von
Options- und/oder Wandlungsrechten oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen entstehen können, die während
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ausgegeben worden sind, 10% des Grundkapitals nicht überschreiten,
und zwar weder des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen
oder von sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden
Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüs-
sen erfolgt. Die Anzahl der in dieser Weise ausgegebenen Aktien darf 20% des
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder des Grundkapitals im Zeitpunkt
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

– soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw.
Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder Konzerngesellschaften, an
denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu 100% beteiligt ist, ausgege-
ben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu
gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options bzw. Wandlungsrechte bzw.
nach Erfüllung von Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde.

Zu dieser Ermächtigung, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats
auszuschließen, erstattet der Vorstand folgenden Bericht nach §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186
Abs. 4 Satz 2 AktG:

(1) Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge

Das Bezugsrecht soll zunächst für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden können. Diese
Ermächtigung dient dazu, dass im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung
ein praktikables Bezugsverhältnis dargestellt werden kann. Ohne den Ausschluss des
Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrags würde insbesondere bei einer Kapitalerhö-
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hung um runde Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhöhung erheblich
erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen
Aktien werden entweder durch den Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise best-
möglich durch die Gesellschaft verwertet. Vorstand und Aufsichtsrat halten aus diesen
Gründen die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für sachgerecht.

(2) Ausschluss des Bezugsrechts, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsen-
preis nicht wesentlich unterschreitet und die in dieser Weise unter Ausschluss des
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht über-
schreiten

Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden können, wenn die neuen Aktien nach
§§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegen Bareinlage zu einem Betrag ausgegeben wer-
den, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet, und wenn der auf die ausgege-
benen Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des Grundka-
pitals nicht überschreitet. Die Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, auch
kurzfristig einen Kapitalbedarf zu decken und auf diese Weise Marktchancen schnell und
flexibel zu nutzen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles Agieren
ohne die sowohl kosten- als auch zeitintensivere Durchführung des Bezugsrechtsverfah-
rens und ermöglicht eine Platzierung nahe am Börsenkurs, d.h. ohne den bei Bezugsemis-
sionen üblichen Abschlag. Die Gesellschaft wird zudem in die Lage versetzt, mit derartigen
Kapitalerhöhungen neue Investoren im In- und Ausland zu gewinnen. Bei Ausnutzung der
Ermächtigung wird der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – den Abschlag auf
den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der endgültigen
Festlegung des Ausgabepreises vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der
Abschlag auf den Börsenpreis wird keinesfalls mehr als 5% des Börsenpreises betragen.

Der Umfang der Barkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ist zudem begrenzt auf 10% des Grundkapitals bei Wirksamwerden der
Ermächtigung bzw., sofern dieser Betrag niedriger sein sollte, bei Ausübung der Ermächti-
gung zum Bezugsrechtsausschluss. In diese 10%-Grenze sind diejenigen Aktien einzurech-
nen, die während der Laufzeit der Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in unmit-
telbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder
veräußert worden sind, z.B. eigene Aktien. Ebenfalls einzuberechnen sind Aktien, die zur
Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten aus Wan-
del- oder Optionsschuldverschreibungen auszugeben sind, sofern diese Schuldverschrei-
bungen während der Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in ent-

sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind. Mit die-
ser Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz für ihren
Anteilsbesitz Rechnung getragen. Da die neuen Aktien nahe am Börsenkurs platziert wer-
den, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu annä-
hernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben.

(3) Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage, wenn die
in dieser Weise unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt
20% des Grundkapitals nicht überschreiten

Es soll darüber hinaus die Möglichkeit bestehen, das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen, sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von
sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden Vermögensge-
genständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen erfolgt. Im Interesse
der Aktionäre ist auch dieser Bezugsrechtsausschluss der Höhe nach begrenzt, und zwar in
Höhe von maximal 20% sowohl des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächti-
gung als auch – sofern dieser Wert geringer ist – des im Zeitpunkt der Ausübung dieser
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals. Durch die Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage wird der Gesellschaft der notwendi-
ge Handlungsspielraum eingeräumt, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von
anderen Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder von Teilen von Unternehmen
sowie zu Unternehmenszusammenschlüssen, aber auch zum Erwerb anderer für das Unter-
nehmen wesentlicher Sachwerte und mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang
stehender Vermögensgegenstände schnell, flexibel und liquiditätsschonend zur Verbesse-
rung ihrer Wettbewerbsposition und der Stärkung ihrer Ertragskraft ausnutzen zu können.
Im Rahmen entsprechender Transaktionen müssen oftmals sehr hohe Gegenleistungen
erbracht werden, die nicht mehr in Geld geleistet werden sollen oder können. Zum Teil ver-
langen auch die Inhaber attraktiver Unternehmen oder anderer attraktiver Akquisitionsob-
jekte von sich aus als Gegenleistung stimmberechtigte Aktien des Käufers. Damit die
Gesellschaft auch solche Unternehmen oder andere Akquisitionsobjekte erwerben kann,
muss es ihr möglich sein, Aktien als Gegenleistung anzubieten. Da ein solcher Erwerb
zumeist kurzfristig erfolgt, kann er im Regelfall nicht von der grundsätzlich nur einmal jähr-
lich stattfindenden Hauptversammlung beschlossen werden. Dies erfordert die Schaffung
eines genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats –
schnell zugreifen kann. In einem solchen Fall stellt der Vorstand bei der Festlegung der
Bewertungsrelationen sicher, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt blei-



| 20 | | 21 |

ben. Dabei berücksichtigt der Vorstand den Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft. Der Vor-
stand wird von dieser Ermächtigung nur Gebrauch machen, wenn der Bezugsrechtsaus-
schluss im Einzelfall im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Konkrete
Erwerbsvorhaben, für die von der mit der vorgeschlagenen Ermächtigung eingeräumten
Möglichkeit zu Sachkapitalerhöhungen unter Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht
werden soll, bestehen derzeit nicht.

(4) Ausschluss des Bezugsrechts, soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubi-
gern von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen mit Options- und/oder
Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- bzw. Wand-
lungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungspflichten zustehen würde

Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit es erforderlich ist,
um den Inhabern oder Gläubigern von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
die von der Gesellschaft oder Konzerngesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittel-
bar oder mittelbar zu 100% beteiligt ist, bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals ausge-
geben worden sind, ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu geben, wie es ihnen nach Aus-
übung des Options- bzw. Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungspflicht
aus diesen Schuldverschreibungen zustehen würde. Zur leichteren Platzierbarkeit von
Schuldverschreibungen am Kapitalmarkt enthalten die entsprechenden Options- oder
Anleihebedingungen in der Regel einen Verwässerungsschutz. Eine Möglichkeit des Ver-
wässerungsschutzes besteht darin, dass den Inhabern oder Gläubigern der Schuldver-
schreibungen bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugsrecht auf neue Aktien ein-
geräumt wird, wie es Aktionären zusteht. Sie werden damit so gestellt, als seien sie bereits
Aktionäre. Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwässerungsschutz aus-
statten zu können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Aktien ausgeschlos-
sen werden. Dies dient der erleichterten Platzierung der Schuldverschreibungen und damit
den Interessen der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft.

Alternativ könnte zum Zweck des Verwässerungsschutzes lediglich der Options- oder
Wandlungspreis herabgesetzt werden, soweit die Options- oder Anleihebedingungen dies
zulassen. Dies wäre in der Abwicklung für die Gesellschaft jedoch komplizierter und kos-
tenintensiver. Zudem würde es den Kapitalzufluss aus der Ausübung von Options- und
Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten mindern. Denkbar wäre es auch, Schuldver-
schreibungen ohne Verwässerungsschutz auszugeben. Diese wären jedoch für den Markt
wesentlich unattraktiver.

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des
Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach § 12
der Satzung diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich zur Hauptversammlung angemeldet und
der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben. Der Nachweis des Anteilsbesitzes
muss durch eine von dem depotführenden Institut in Textform erstellte und in deutscher oder
englischer Sprache abgefasste Bescheinigung erfolgen und sich auf den Beginn des einund-
zwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung beziehen, das ist

Dienstag, der 14. Juni 2011, 0:00 Uhr
(sog. Nachweisstichtag).

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft jeweils min-
destens sechs Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und
der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens am

Dienstag, den 28. Juni 2011, 24:00 Uhr (Eingang),

unter folgender Adresse zugegangen sein:

DIC Asset AG
c/o dwpbank für DZ Bank AG
Wildunger Str. 14
60487 Frankfurt am Main
Telefax: + 49 (0) 69 50 99 11 10
E-Mail: hv-eintrittskarten@dwpbank.de

Die Aktionäre können für die Anmeldung die ihnen über ihr depotführendes Institut zuge-
sandten Formulare zur Eintrittskartenbestellung ausfüllen und an ihr depotführendes Institut
zurücksenden. Das depotführende Institut wird daraufhin die Anmeldung unter gleichzeitiger
Übersendung des Nachweises des Anteilsbesitzes an die oben aufgeführte Adresse vorneh-
men.

Bedeutung des Nachweisstichtags

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Aus-
übung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat.
Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und der Umfang des Stimmrechts
bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstich-
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tag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes
einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbesitzes nach
dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich
der Anteilsbesitz des Aktionärs am Nachweisstichtag maßgeblich, d.h. Veräußerungen oder
sonstige Übertragungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen
auf die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und auf den Umfang des
Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Erwerb und Zuerwerb von Aktien nach dem Nach-
weisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach
Aktionär werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt, es sei denn, sie lassen sich
bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen. Der Nachweisstichtag hat keine
Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten

Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen wollen, können ihr Stimm-
recht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. ein Kreditinstitut
oder eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl ausüben lassen. Auch in
diesen Fällen sind eine fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung und ein Nachweis
des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich.

Soweit Vollmachten nicht an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere
der in § 135 Abs. 8 und Abs. 10 i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten Personen oder Insti-
tutionen erteilt werden, bedürfen ihre Erteilung, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform. Die Erklärung der Erteilung der Voll-
macht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der Gesellschaft erfolgen. Der
Nachweis einer gegenüber dem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht kann gegenüber der
Gesellschaft dadurch geführt werden, dass dieser die Vollmacht am Tag der Hauptversamm-
lung an der Einlasskontrolle vorweist. Für eine Übermittlung des Nachweises der Bevollmäch-
tigung per Post, per Telefax oder auf elektronischem Weg (per E-Mail) bietet die Gesellschaft
folgende Adresse an:

DIC Asset AG · Investor Relations
Eschersheimer Landstraße 223
60320 Frankfurt am Main
Telefax: +49 (0) 69 9 45 48 58-99
E-Mail: ir@dic-asset.de

Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Voll-
macht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis
über die Erteilung der Vollmacht erübrigt sich in diesem Fall. Auch der Widerruf einer bereits
erteilten Vollmacht kann auf den vorgenannten Übermittlungswegen unmittelbar gegenüber
der Gesellschaft erklärt werden. Wir bitten unsere Aktionäre, Vollmachten, Nachweise der
Bevollmächtigung und den Widerruf von Vollmachten, soweit diese postalisch oder per Tele-
fax übermittelt werden, bis

Montag, den 4. Juli 2011, 24:00 Uhr (Eingang),

der Gesellschaft zu übermitteln.

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden kann, befindet sich auf
der Rückseite der Eintrittskarte, welche den Aktionären nach der oben beschriebenen fristge-
rechten Anmeldung zugesandt wird, und steht unter http://www.dic-asset.de/hauptver-
sammlung/ zum Download zur Verfügung. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person,
so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder einer anderen
diesen nach § 135 Abs. 8 und Abs. 10 i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten Person oder
Institution sowie den Widerruf oder den Nachweis einer solchen Bevollmächtigung können
Besonderheiten gelten; die Aktionäre werden gebeten, sich in einem solchen Fall rechtzeitig
mit der zu bevollmächtigenden Person oder Institution wegen einer von ihr möglicherweise
geforderten Form der Vollmacht sowie über das Verfahren der Vollmachtserteilung abzustim-
men.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsver-
treter bereits vor der Hauptversammlung mit der Stimmrechtsausübung zu bevollmächtigen.
Die Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht
erteilen möchten, müssen sich fristgerecht zur Hauptversammlung anmelden und den Nach-
weis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen führen. Die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht im Fall ihrer Bevollmächtigung
weisungsgebunden aus. Ohne Weisungen des Aktionärs sind die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter nicht zur Stimmrechtsausübung befugt. Ein Formular zur Voll-
machts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter
wird jeder Eintrittskarte beigefügt. Ein solches steht auch unter http://www.dic-
asset.de/hauptversammlung/ zum Download zur Verfügung. Vollmachten und Weisungen an
die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen der Gesellschaft ebenfalls in
Textform übermittelt werden.
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Aktionäre, die die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bereits vor der Haupt-
versammlung bevollmächtigen möchten, werden gebeten, die Vollmachten nebst Weisungen
spätestens bis

Montag, den 4. Juli 2011, 24:00 Uhr (Eingang),

postalisch, per Telefax oder per E-Mail an folgende Adresse zu übermitteln:

DIC Asset AG · Investor Relations
Eschersheimer Landstraße 223
60320 Frankfurt am Main
Telefax: +49 (0) 69 9 45 48 58-99
E-Mail: ir@dic-asset.de

Darüber hinaus bieten wir Aktionären, die sich fristgerecht zur Hauptversammlung angemel-
det, den Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen geführt haben
und zur Hauptversammlung erschienen sind, an, die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter auch in der Hauptversammlung mit der Ausübung des Stimmrechts zu bevoll-
mächtigen.

Rechte der Aktionäre

Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteili-
gen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen
Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist
schriftlich an den Vorstand (DIC Asset AG, Vorstand, Eschersheimer Landstraße 223, 60320
Frankfurt am Main) zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Haupt-
versammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzu-
rechnen sind), also spätestens bis

Samstag, den 4. Juni 2011, 24:00 Uhr (Eingang),

zugehen. Die das Verlangen stellenden Aktionäre haben nachzuweisen, dass sie seit mindes-
tens drei Monaten Inhaber der Aktien sind. Hierbei bestehen unterschiedliche Auffassungen,
ob die Frist von drei Monaten auf den Zeitpunkt des Zugangs des Ergänzungsverlangens bei

der Gesellschaft oder des Tages der Hauptversammlung zu berechnen ist. Im erstgenannten
Fall müssten die das Verlangen stellenden Aktionäre nachweisen, dass sie seit mindestens drei
Monaten vor dem Zugang des Ergänzungsverlangens Inhaber der Aktien sind. Im letztge-
nannten Fall müssten die das Verlangen stellenden Aktionäre nachweisen, dass sie mindes-
tens seit dem 5. April 2011, 0:00 Uhr, Inhaber der Aktien sind. Für den Fall, dass diese Frage
relevant werden sollte, empfehlen wir den betroffenen Aktionären, die Voraussetzungen zu
prüfen und gegebenenfalls Rechtsrat einzuholen. Nach § 70 AktG bestehen hierbei bestimm-
te Anrechnungsmöglichkeiten, auf die hingewiesen wird.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Aktionäre können in der Hauptversammlung Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vor-
stand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung stellen sowie Vorschlä-
ge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern machen. Vor der Hauptver-
sammlung sind Gegenanträge und Wahlvorschläge nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG
ausschließlich an folgende Adresse zu richten:

DIC Asset AG · Investor Relations
Eschersheimer Landstraße 223
60320 Frankfurt am Main
Telefax: +49 (0) 69 9 45 48 58-99
E-Mail: ir@dic-asset.de

Die Gesellschaft macht gemäß § 126 Abs. 1 AktG Gegenanträge einschließlich des Namens des
Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter http://www.dic-asset.de/hauptversammlung/ zugänglich,
wenn ihr die Gegenanträge mit einer Begründung mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurech-
nen sind), also spätestens bis

Montag, den 20. Juni 2011, 24:00 Uhr (Eingang),

unter der vorstehend angegebenen Adresse zugegangen sind. Anderweitig adressierte Anträ-
ge werden nicht berücksichtigt. Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags kann die
Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen, etwa weil
der Gegenantrag zu einem gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversamm-
lung führen würde. Die Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht
zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen umfasst. Für Vorschläge von Aktionä-
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ren zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern gelten die vorstehenden
Sätze gemäß § 127 AktG sinngemäß. Wahlvorschläge von Aktionären brauchen jedoch nicht
begründet zu werden und eine Veröffentlichung kann außer in den in § 126 Abs. 2 AktG
genannten Fällen auch dann unterbleiben, wenn der Vorschlag nicht den Namen, ausgeübten
Beruf und Wohnort des vorgeschlagenen Kandidaten enthält. Vorschläge zur Wahl von Auf-
sichtsratsmitgliedern müssen auch dann nicht veröffentlicht werden, wenn der Vorschlag
keine Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten ent-
hält.

Es wird darauf hinwiesen, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge, auch wenn sie der Gesell-
schaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung nur dann Beach-
tung finden, wenn sie dort mündlich gestellt bzw. unterbreitet werden.

Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunfts-
pflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft
zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Kon-
zernabschluss einbezogenen Unternehmen.

Von der Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG
genannten Gründen absehen, etwa weil die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen
einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen. Nach § 13 Abs. 3 der Satzung kann der Ver-
sammlungsleiter das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken.

Weitergehende Erläuterungen und Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft

Den Aktionären sind die Informationen nach § 124a AktG zur Hauptversammlung auf der
Internetseite der Gesellschaft unter http://www.dic-asset.de/hauptversammlung/ zugänglich.
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, §
127, § 131 Abs. 1 AktG finden sich ebenfalls unter http://www.dic-asset.de/hauptversamm-
lung/.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversamm-
lung EUR 45.718.747,00 und ist in 45.718.747 Stammaktien (Stückaktien) eingeteilt, die jeweils
ein Stimmrecht vermitteln. Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Ein-
berufung der Hauptversammlung beträgt damit 45.718.747.

Frankfurt am Main, im Mai 2011
DIC Asset AG
– Der Vorstand –
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Anfahrt zur Deutschen Nationalbibliothek, Adickesallee 1, Frankfurt am Main

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln:
Vom Hauptbahnhof mit U-Bahnlinie U5 in Richtung Preungesheim bis
Haltestelle Deutsche Nationalbibliothek.

Mit dem Pkw:*
Von Norden/Süden (A5) oder Westen (A66): Nordwestkreuz Richtung Miquelallee bis Auto-
bahnende, auf dem Alleenring der Beschilderung Fulda/Hanau folgen. An der 3. Kreuzung
rechts in die Eckenheimer Landstraße Richtung Stadtmitte abbiegen, nach ca. 20 Metern
in die Tiefgarage der Deutschen Nationalbibliothek fahren (kostenpflichtig, übernimmt
DIC Asset AG).

Von Osten (A3): Am Offenbacher Kreuz auf A661 Richtung Bad Homburg.
Anschlussstelle Frankfurt-Eckenheim, Abfahrt Berkersheim Richtung Stadtmitte,
ca. 4 km geradeaus. Die große Kreuzung Alleenring überqueren, nach ca. 20 Metern in
die Tiefgarage der Deutschen Nationalbibliothek fahren (kostenpflichtig, übernimmt
DIC Asset AG).

*Beachten Sie bitte bei der Anfahrt: Derzeit kann es durch Baustellen im näheren Umfeld
des Veranstaltungsorts (Nibelungenallee, Miquelallee) zu Behinderungen mit zum Teil
deutlichen zeitlichen Verzögerungen kommen.
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